Gemeinderatsfraktion der FPÖ St. Pölten

Purkersdorferstrasse 38

3100 St. Pölten
An den

Bürgermeister der Stadt St. Pölten

Mag. Matthias Stadler

Rathausplatz 1

3100 St. Pölten






St. Pölten am 9.7.2015

Dringlichkeitsantrag gemäß § 6 Abs. 2 der Geschäftsordnung 
Betreffend: Asyl-Kompetenzzentrum in St. Pölten

Begründung:

Die Gemeinderatsfraktion der FPÖ St. Pölten ersucht um Ergänzung der Tagesordnung der Gemeinderatssitzung am 10. Juli 2015. Die Dringlichkeit ergibt sich aus der Aktualität der Diskussion, denn das Bundesministerium für Inneres und das Land Niederösterreich haben beschlossen, in St. Pölten ein Asyl-Kompetenzzentrum zu errichten. Das Polizeianhaltezentrum (PAZ) in der Linzer Strasse 47 soll diesem Asyl-Kompetenzzentrum als Standort dienen. Es soll sich hier um eine Art Verteilerzentrum handeln, das wohl dauerhaft in St. Pölten bleiben wird. Denkt man an die Stadt Traiskirchen, so weiß man, was das für St. Pölten bedeuten würde. Weiters werden zusätzliche Exekutivbeamte in diesem Asyl-Kompetenzzentrum gebunden sein, die dann unserer Stadt fehlen und nicht mehr den eigentlichen Aufgaben nachgehen können.
Auch beschäftigt viele St. Pöltner die berechtigte Frage, ob erstaufgenommene Asylwerber in St. Pölten beherbergt werden und nach der Erstbefragung in St. Pölten einfach auf freien Fuß gesetzt werden, ohne dann zu kontrollieren, wo diese dann bleiben. Außerdem ist Traiskirchen bereits überlastet und bietet keine freien Quartiere mehr. Gerüchteweise wurde auch schon das ehemalige Glanzstoffareal in St. Pölten andiskutiert, auf dem ja Wohnungen errichtet werden sollen. Die Landeshauptstadt St. Pölten hat mit einer derzeitigen Asylquote von ca. 270% die Aufnahme von Flüchtlingen schon extrem überstrapaziert. In den letzten Jahren haben rund 80 Prozent der Asylwerber in Österreich einen negativen Asylbescheid erhalten, da sie nicht asylberechtigt waren. Diese Menschen missbrauchen das hohe Gut des Asylrechtes. Österreich kann nicht Wirtschaftsflüchtlinge aus aller Welt aufnehmen und das Armenhaus der Welt spielen. SPÖ und ÖVP machen mit ihrer verfehlten „Asyl“-Politik das Tor für illegale Einwanderer immer weiter auf. 

Und das geht leider zu Lasten der wirklich verfolgten Menschen und auch zu Lasten der österreichischen Bevölkerung. Wirklich Verfolgte sollen Schutz finden, bis diese wieder in ihre angestammte Heimat zurückkehren können, da es keinen Asylgrund mehr gibt. 
Die auch von SPÖ-Bürgermeister Stadler aufgegriffene Forderung der quotenmäßigen Verteilung von Asylwerbern - die Mehrheit sind Wirtschaftsflüchtlinge - auf alle Gemeinden in ganz Österreich, ist daher weder fair noch löst sie das eigentliche Problem.

Pro Tag stellen derzeit zwischen 300 und 400 Menschen einen Asylantrag. Das Innenministerium erwartet für heuer eine Rekordzahl von 70.000 Asylanträgen, wovon erfahrungsgemäß trotz des Kriegs in Syrien noch immer rund 70 Prozent abgelehnt werden, Stichwort „Wirtschaftsflüchtlinge“. Wir erleben derzeit Völkerwanderungen größten Ausmaßes nach Europa. Auch Vizekanzler Mitterlehner hat dies bereits in einem Interview erkannt und kundgetan. Österreich war auf die Bevölkerungszahl gerechnet im vergangenen Monat gemeinsam mit Schweden bereits Zielland Nummer eins in Europa.

Für die viel zu vielen Asylwerber gibt es viel zu wenig Quartiere. Die Bundesbetreuungsstellen sind zum Bersten voll und platzen aus allen Nähten. Überall herrschen chaotische Zustände. Die rot-schwarze Bundesregierung ist nicht mehr Herr der Lage. Für die FPÖ ist klar: Es gibt keine Aufnahmefähigkeit der Republik mehr, Österreich ist an seine Belastungsgrenzen gelangt. Jetzt muss der Retourgang eingelegt werden. 
Die FPÖ stellt folgende fünf Forderungen an die SPÖVP-Bundesregierung:

1. EU-Außengrenzen nach Vorbild Australiens ("No Way") abschotten!
2. Österreichs Grenzen (nach Vorbild Dänemark) sichern und schützen!
3. Klärung der Asylfrage am jeweiligen Kontinent! 
4. Raschere Asylverfahren und konsequente Abschiebung von Nicht-Asylberechtigten!
5. Asylberechtigte müssen nach Wegfall des Asylgrundes wieder in ihre Heimat zurückkehren (Asylrecht = Bleiberecht auf Zeit)!

Die neue Fremdenrechtsänderungsnovelle, welche diese Einrichtungen in den Ländern erst ermöglicht hat, wurde im Nationalrat gegen die Stimmen der FPÖ beschlossen. Diese Novelle tritt am 20.7.2015 in Kraft und ermöglicht den Start des Asylkompetenz- und Verteilerzentrums in St. Pölten.

Antrag
Der Gemeinderat möge beschließen:
„Der Gemeinderat St. Pöltens spricht sich gegen die Schaffung eines Asyl-Kompetenzzentrums, eines Verteilerzentrums oder einer „Schwerpunktdienststelle“ in St. Pölten aus. Bürgermeister Mag. Stadler wird beauftragt mit Innenministerin Mikl-Leitner diesbezüglich Gespräche zu führen. Weiters werden die Bundesregierung, die NÖ Landesregierung und der NÖ Landtag im Sinne der Antragsbegründung aufgefordert die entsprechenden Schritte zu setzen, damit in St. Pölten kein Asyl-Kompetenzzentrum odgl. errichtet wird. Der Gemeinderat fordert außerdem die Bundesregierung auf folgende fünf Forderungen umzusetzen:

1. EU-Außengrenzen nach Vorbild Australiens ("No Way") abschotten!
2. Österreichs Grenzen (nach Vorbild Dänemark) sichern und schützen!
3. Klärung der Asylfrage am jeweiligen Kontinent! 
4. Raschere Asylverfahren und konsequente Abschiebung von Nicht-Asylberechtigten! 
5. Asylberechtigte müssen nach Wegfall des Asylgrundes wieder in ihre Heimat zurückkehren (Asylrecht = Bleiberecht auf Zeit)!

Mag. Klaus Otzelberger

Obmann der FPÖ St. Pölten
Stadtrat Hermann Nonner
